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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zu Ihrem o.g. Schreiben nimmt BMI wie folgt Stellung: 

 

Ihre Auffassung, für von Ihnen angesprochene Datenverarbeitungsvorgänge fehlten 

erforderliche Rechtsgrundlagen, teilen wir nicht. 

 

Bei der von Ihnen hinterfragten Übermittlung personenbezogener Daten im Rahmen 

einer Anfrage beim BfV nehmen anfragende Ressorts ihre Aufgabe der Amtsermitt-

lung wahr. Diese Aufgabenwahrnehmung ist nicht im Bundesverfassungsschutzge-

setz zu regeln. Dieser Vorgang liegt auch außerhalb hiesiger Zuständigkeit, mir er-

scheint allerdings die Befugnisgrundlage in § 3 BDSG unzweifelhaft.  

 

Der Verfassungsschutz dient dem Schutz der freiheitlich demokratischen Grundord-

nung (§ 1 Abs. 1 BVerfSchG), hierzu wertet das BfV Informationen aus (§ 3 Abs. 1 

BVerfSchG) – unter Verarbeitung personenbezogener Daten (§ 8 Abs. 1 BVerf-

SchG), auch unter Nutzung von Dateien (§ 10 BVerfSchG) - und übermittelt inländi-

schen öffentlichen Stellen Erkenntnisse, einschließlich personenbezogener Daten (§ 
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19 Abs. 1 Satz 2 BVerfSchG). Das von Ihnen angesprochene Verfahren zum Aus-

schluss missbräuchlicher Inanspruchnahme staatlicher Leistungen durch extremisti-

sche Organisationen dient dem bezeichneten Schutz und wird danach auf den ange-

gebenen Rechtsgrundlagen vom BfV durchgeführt. Rechtsstaatliche Verwaltung do-

kumentiert ihr Verwaltungshandeln dabei aktenförmig. Die Aufbewahrung bzw. Ver-

nichtung der betreffenden Akten richtet sich dabei nach §13 Abs. 3 BVerfSchG. Eine 

Speicherung in NADIS findet nicht statt. 

 

Sie wenden sich speziell dagegen, dass das BfV ergänzend zu den durch die Res-

sorts übermittelten Daten einfache Internetrecherchen zu frei zugänglichen Informati-

onen durchführt. Die Informationen werden nicht „gezielt zur jeweiligen Person zu-

sammengetragen, gespeichert und unter Hinzuziehung weiterer, nicht öffentlich zu-

gänglicher Daten ausgewertet“. Die Recherche beschränkt sich auf die Feststellung, 

welche Person der angefragten Organisation in führender Funktion angehört, soweit 

sich dies nicht aus der Anfrage selbst ergibt. Durch eine von jedem Internetnutzer 

durchführbare offene Suche im Internet kann kein schutzwürdiges Vertrauen von Be-

troffenen missbraucht werden, welches einer Internetrecherche entgegenstünde. So-

weit diese ergänzende Büroabklärung aus öffentlichen Quellen überhaupt Eingriffs-

gehalt besitzt und damit eine Befugnisgrundlage erfordert (was hier dahinstehen 

kann), besteht diese ebenso in § 8 Absatz 1 BVerfSchG. Im Übrigen ist auf die Vor-

schrift des § 17 Abs. 1 BVerfSchG zu verweisen, wonach das BfV in den Fällen, in 

denen es nach den Vorschriften des Dritten Abschnitts des BVerfSchG um Übermitt-

lung von personenbezogenen Daten ersucht wird, die Daten übermitteln darf, die 

dem Amt bekannt sind oder aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen werden 

können. Die Vorschrift bestätigt die Befugnis zu entsprechenden personenbezoge-

nen Datenerhebungen. 

 

Die dargestellte Büroabklärung aus öffentlichen Quellen dient ausschließlich der Vor-

bereitung der NADIS-Abfrage (zu Person, welche der angefragten Organisation in 

führender Funktion angehören). Eine „tiefergehende nachrichtendienstliche Behand-

lung“ erfolgt in keiner Phase des beschriebenen Prozesses. 

 

Jenseits der erörterten Rechtsfragen, erscheint mir fachlich sinnvoll, das BfV in die-

sem Verfahren von unnötigen Bearbeitungsschritten zu entlasten. Es erschließt sich 

nicht ohne weiteres, weshalb die bezeichneten Büroabklärungen nicht bereits durch 

die abfragenden Ressorts erfolgen und diese dann den Sachverhalt unmittelbar für 

das BfV prüffähig übermitteln (mit allen relevanten Personen, speziell Vereinsvor-

stand). Eine Prozessanpassung werde ich mit den betreffenden Ressorts erörtern.  

Der Ablauf innerhalb des BfV wird, wie von Ihnen vorgeschlagen, dahingehend um-

gestaltet werden, dass Anfragen nur über das Referat 1B4 gestellt werden können.  
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Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

el.gez. 

 


